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rundwerte 
erhattei 

Wie sollen wir dem 
Recht zum 

Durchbruch 
verhelfen, wenn 

wir aus den 
Vorgängen im 
und um den 

Staatsgerichtshof 
nicht die Lehren 

ziehen? 

Erklärung 
In der Wahlbroschüre der Über

parteilichen Liste Liechtensteins zu 
den Landtagswahlen 1989 wird ge
sagt, dass die beiden im Landtag 
vertretenen Parteien aufgrund des. 
Wildhaber-Schreibens die Fakten 
gekannt hätten. Wir stellen klar, 
dass wir damals weder Kenntnis von 
diesem Schreiben hatten noch das 
Schreiben von Prof. Wildhaber zur 
Diskussion stand. Ob  Mitglieder 
der VU-Fraktion Kenntnis davon 
hatten, ist uns nicht bekannt. Wir 
haben in der Landtagssitzung vom 
19. Dezember 1984 den Antrag ge
stellt, die Wahl des Staatsgerichts
hofes zu verschieben, um vor der 
Wahl die gegen den Präsidenten Dr .  
Erich Seeger hängige Aufsichtsbe
schwerde wegen Rechtsverweige
rung zu behandeln. Die VU-Frak-
tion hat diesen Verschiebungsan
trag abgelehnt. Wir haben darauf
hin nach damaligem Kenntnisstand 
nach bestem Wissen und Gewissen 
entschieden und der Wahl von Dr .  
Seeger zum Präsidenten des Staats
gerichtshofes nicht zugestimmt. 

Die damalige FBP-Fraktion: 
Josef Biedermann, Josef Büchel, 

Louis Gassner, Noldi Frommelt, 
Beat Marxer, Armin Meier U n d  D r .  
Dieter Walch. 

Neue Denkweise - Änderung des Baugesetzes notwendig 
Wir müssen auch im Bauwesen in die Zukunft blicken und neue Denkweisen entwickeln - von Edwin Ospelt, FBP-Landtagskandidat Schaan 

BRD: Ab 1990 Gebühr 
für schwere Lastwagen 

Bonn (spk/dpa) Für  schwere Lastwa
gen wird ab 1. Januar 1990 in der  Bundes
republik Deutschland auf allen Strassen 
eine Benutzungsgebühr für schwere Last
wagen zwischen 3000 und 7000 Mark 
jährlich kassiert. Einen entsprechenden 
Gesetzentwurf erläuterte Verkehrsmini
ster Jürgen Warnke am Freitag vor der 
Presse in Bonn. 

DER GROSSE AUGEN 

federer 
BRILLEN UND KONTAKTLINSEN 
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Das Baugesetz bat in den letzten Jah
ren für viel Aufregung gesorgt. Mehr als 
die Hälfte aller Baubewilligungen worden 
mit mehr oder weniger grossen Ausnah-
mebewilligungen erteilt. Hier mnss eine 
neue Denkweise Platz greifen, das Bau
gesetz erfordert dringende Änderungen. 
Nachstehend nimmt FBP-Kandidat Ed
win Ospelt als Planungsfachmann Stel
lung zu den drängendsten Fragen. In un
serer nächsten Ausgabe wird Franz Mar
xer, FBP-Kandidat aus Mauren, sich mit 
raumplanerischen Aspekten auseinander
setzen. 

Jedem Bürger ist klar, dass unser Bo
den nicht vermehrt werden kann.und bes
ser genutzt werden muss. Das heutige 
Baugesetz, mit den vielen einschränken
den Bestimmungen verhindert eine zeit
gerechte Nutzung. Andererseits werden 
für annähernd die Hälfte aller Baugesu
che Ausnahmebewilligungen durch die 
Regierung erteilt. Einzelne Bestimmun
gen des Baugesetzes erlauben grundsätz
lich jede Ausnahme und machen damit 
das Gesetz zu einer Farce, führen zu 
Rechtsunsicherheit und Vorteilen für die
jenigen, die Insiderwissen zu nutzen ver
stehen oder politisches Gewicht einbrin
gen. Dazu kommt, dass die verantwortli
chen'Personen bei Gemeinde und Bau
amt frustriert und demotiviert werden. 
Nur Beschwichtigungen 

Im Bewusstsein dieser Probleme wurde 
in einer Vorsteherkonferenz vom 17. Juni 
87 beschlossen, Verbesserungsvorschläge 

Edwin Ospelt, FBP-Kandidat Schaan, zum desolaten Zustand der Baugesetzgebung: 
«Einzelne Bestimmungen des Baugesetzes erlauben grundsätzlich jede Ausnahme und 
machen damit das Gesetz zu  einer Farce, führen zu Rechtsunsicherheit und Vorteilen 
für  diejenigen, die Insiderwissen zu  nutzen verstehen oder politisches Gewicht ein
bringen.» •• 

Zeichen der Zeit erkennen - Grundwerte erhalten 
/• • •*" • 

Staatliche Reserven erhalten 
Aus dem Leitbild der Fortschrittlichen Bürgerpartei (FBP) 

Unser Staatshaushalt ist in beträchtlichem Mass von den Einnahmen aus den steuerlich besonders 
behandelten Handels-, Verwaltungs- und Holdingunternehmen abhängig. Die heutige Höhe dieser 
Einnahmen ist ungenügend abgesichert. Rückschläge, die uns hart treffen würden, haben wir zwar schon 
lange nicht mehr erlebt, sie könnten aber eintreffen, wenn wir nicht Vorsorgen. Wir müssen uns deshalb 
in wirtschaftlich guten Zeiten wie heute vor Rückschlägen wappnen. 

Die staatlichen Reserven bilden eine wesentliche Grundlage der Zukunftssicherung. Es wäre unverant
wortlich, diese Finanzreserven zur Bestreitung laufender Ausgaben heranzuziehen. Stattdessen muss die 
Ausgabenseite durch Sparmassnahmen so reduziert werden, dass die Reserven erhalten bleiben. 

Ein gesunder, unverschuldeter Staatshaushalt mit entspechenden Reserven gestattet es uns, unsere 
vorteilhaften wirtschaftlichen Rahmenbedingungen auch dann aufrecht zu erhalten, wenn im Rahmen 
der europäischen Integration gewisse Einnahmequellen zurückgehen oder ganz versiegen könnten. 

Wir .setzen uns deshalb für eine sparsame und wirtschaftliche Verwendung der Steuergelder und für eine 
massvolle staatliche Personalpolitik ein. Sie bilden die Grundlage für die finanzielle Sicherheit unseres 
Staates. 

Wir brauchen unverbrauchte Kräfte für neue Ideen 

Kunstschule Liechtenstein steht vor der Verwirklichung 
Das von der Kunstgesellschaft verfolgte Projekt sieht die Betriebsaufnahme Ende 1989 vor 

Nach Möglichkeit Ende 1989 oder im 
Verlaufe des nächsten Jahres hofft die 
seit über zwei Jahren mit konkreten Vor
arbeiten beschäftigte Liechtensteinische 
Kunstgesellschaft, in unserem Land eine 
Kunstschule eröffnen zu können; Diese 
Kunstschule, die von Dr. Herbert Wille 
als zuständigem Regierungsmitglied für 
das Ressort «Kultur» sehr begrüsst wird, 
soll allen bildnerisch Begabten und Inter
essierten offen stehen und somit ein Pen
dant zur Musikschule darstellen, welche 
den musikalisch begabten Mitbürgerin
nen und Mitbürgern Gelegenheit zur 
Ans- und Weiterbildung bietet. 

Die Idee einer Kunstschule in unserem 
Land tauchte bei der Liechtensteinischen 
Kunstgesellschaft bereits vor einigen Jah
ren auf, Vor zwei Jahren ging die von Dr. 
Heinz Meier präsidierte Kunstgesell-
schaft konkret daran, diese Idee aufzu-; 
greifen und umzusetzen. So wurde eine 

• Die von der Liechtensteinischen Kunstgesellschaft 'vorgesehene Kunstschule soll als 
(Fortsetzimg auf Seite 2) Pendant zur Musikschule allen bildnerisch Begabten in Unserem Land offen stehen. 

zu erarbeiten. Am 11. Februar 88 fand 
dann in der Aula der Realschule Vaduz 
zwischen Vertretern der Gemeinden. 
Vollzugspersonen des Bauamtes und dem 
Regierungschef eine Aussprache statt. 
Der  damals enttäuschende Eindruck, 
dass es sich nur um eine Beschwichtigung 
handelte, wurde durch das Ausbleiben 
jeder Reaktion bestätigt. 

Die damaligen Vorschläge dienten nur  
dazu, die gröbsten Mängel zu beseitigen. 
Was wir heute dringender denn je brau
chen, ist eine neue Konzeption mit weit
blickenden grosszügigen Linien, wie es 
das Baugesetz zu seiner Zeit vor 40 Jah
ren war. 
Änderungsvorschläge 

Die notwendigen Änderungen mit aus
führlicher Begründung wären Angelegen
heit einer separaten langen Abhandlung. 
Die nachfolgend zitierten Stichworte 
können nur einen ersten Einblick in die 
Thematik geben. 

Ausdehnung und Ausnutzung unterir
discher Baukörper beliebig und ohne 
.Grenzabstände. Beliebige Anzahl Stock
werke und Gebäudehöhen bis 20 m, aber 
Regelung durch Zonenordnung (Ge
meindeautonomie). Gebäudelängen und 
-Tiefen. Schutz bestehender Bauten 
(Schattenwurf). Ausdehnung niedriger 
Anbauten und deren Grenzabstände. 
Messung der Gebäudehöhen trauf- und 
giebelseitig. Verzicht auf Ausnützungszif-
fern in hochverdichteten Zonen. Uber-
bauungsziffer in übrigen Zonen. Erhal
tung und Aufwertung alter Bausubstan
zen durch grosszügige Umbaumöglichkei
ten. Grenzabstände gegen Wald, Gewäs
ser, Nachbar und öffentlicher Hand. Eli
minierung aller «Kann»-Bestimmungen, 
Gestaltungsbeirat bei formalen Dingen. 
Verfahrensfragen, und einiges mehr. 

Siedlungsstrukturen und Zonenpläne 
Unsere Siedlungsstrukturen sind über 

Jahrhunderte organisch gewachsen, aus
gerichtet auf das bäuerliche Einkommen, 
die bequeme Fahrt zu den Feldern in der  
Ebene. Die höheren Lagfen galten als 
minderwertig, nur für Viehtrieb geeignet. 
Es ist sicher nicht möglich, das Rad der 
Geschichte zurückzudrehen. Es ist aber 
auch sicher, dass die Abgrenzung der ver
schiedenen Bauzonen wirtschaftlichen 
Überlegungen und den Vorstellungen un
serer Wohnbevölkerung fn vielen Fällen 
nicht standhält. 

6 
Neue Denkweise 

Wir verbauen heute den landwirt
schaftlich nutzbaren Boden in der  Ebene,-' 
wir bauen mühselig in das Grundwasser, 
es gibt Probleme mit der  Kanalisation, 
wir sind im Winter oft tagelang im Nebel. 
Unsere aufwärtigen Lagen werden hinge
gen durch niedrigste Ausnützungsziffern 
buchstäblich verschleudert: Warum sind 
kleinere hochverdichtete Siedlungen in 
der  Anhöhe nicht denkbar; am Rande 
von Erholungszonen, höhengestaffelt für 
mehr Licht, Sonne und Aussicht. Sicher 
treffen derartige Perspektiven längst 
nicht auf alle Gemeinden zu, aber es gilt 
Impulse zu geben für eine neue Denk
weise. 

Zeichen der Zeit erkennen - sei auchr 
hier die Devise. 
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